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-  1  -SYNOPTISCHE DARSTELLUNG

Schweizerisches  
Strafgesetzbuch
(Einführung eines eigen-  
ständigen Straftatbestands  
der sexuellen Kommunikation 
mit Kindern)

Änderung vom ...

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in den Bericht der 
Kommission für Rechtsfragen des 
Nationalrates vom... 1 
und in die Stellungnahme des  
Bundesrates vom... 2,
beschliesst:

1		 BBl ...
2		 BBl ...	
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Geltendes Recht Vorentwurf der 
Kommission für Rechtsfragen

I

Das Schweizerische Strafgesetz-
buch3 wird wie folgt geändert:

Art. 67 Abs. 3 Bst. b

3		 SR 311.0

Art. 67
2. Tätigkeitsverbot, Kontakt-und 
Rayonverbot.
a. Tätigkeitsverbot, Voraussetzungen
1 Hat jemand in Ausübung einer be-
ruflichen oder einer organisierten 
ausserberuflichen Tätigkeit ein Ver-
brechen oder Vergehen begangen, 
für das er zu einer Freiheitsstrafe von 
über sechs Monaten verurteilt wor-
den ist, und besteht die Gefahr, dass 
er seine Tätigkeit zur Begehung 
weiterer Verbrechen oder Vergehen 
missbrauchen wird, so kann ihm das 
Gericht die betreffende oder ver-
gleichbare Tätigkeiten für sechs 
Monate bis zu fünf Jahren ganz oder 
teilweise verbieten.
2 Hat jemand gegen einen Minderjäh-
rigen oder eine andere besonders 
schutzbedürftige Person ein Verbre-
chen oder Vergehen begangen und 
besteht die Gefahr, dass er in Aus-
übung einer beruflichen oder einer 
organisierten ausserberuflichen Tä-
tigkeit, die einen regelmässigen Kon-
takt mit Minderjährigen oder mit an-
deren besonders schutzbedürftigen 
Personen umfasst, weitere Straftaten 
dieser Art begeht, so kann ihm das 
Gericht die betreffende Tätigkeit für 
ein Jahr bis zehn Jahre verbieten.
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3 Wird jemand wegen einer der nach-
folgenden Straftaten zu einer Strafe 
verurteilt oder wird deswegen gegen 
ihn eine Massnahme nach den Arti-
keln 59–61, 63 oder 64 angeordnet, 
so verbietet ihm das Gericht lebens-
länglich jede berufliche und jede 
organisierte ausserberufliche Tätig-
keit, die einen regelmässigen Kontakt 
zu Minderjährigen umfasst:

b.	 sexuelle Handlungen mit Kindern 
(Art. 187), sexuelle Kommunikati-
on mit Kindern (Art. 187bis), sexu-
elle Handlungen mit Abhängigen 
(Art. 188) oder sexuelle Handlun-
gen mit Minderjährigen gegen 
Entgelt (Art. 196);

2bis Das Gericht kann das Verbot 
nach Absatz 2 lebenslänglich verhän-
gen, wenn zu erwarten ist, dass die 
Dauer von zehn Jahren nicht aus-
reicht, damit vom Täter keine Gefahr 
mehr ausgeht. Es kann ein zeitlich 
befristetes Verbot nach Absatz 2 auf 
Antrag der Vollzugsbehörde jeweils 
um höchstens fünf Jahre verlängern, 
wenn dies notwendig ist, um den 
Täter von weiteren Verbrechen und 
Vergehen, wie sie Anlass für das 
Verbot waren, abzuhalten.
3 Wird jemand wegen einer der nach-
folgenden Straftaten zu einer Strafe 
verurteilt oder wird deswegen gegen 
ihn eine Massnahme nach den Arti-
keln 59–61, 63 oder 64 angeordnet, 
so verbietet ihm das Gericht lebens-
länglich jede berufliche und jede 
organisierte ausserberufliche Tätig-
keit, die einen regelmässigen Kontakt 
zu Minderjährigen umfasst:
a.	 Menschenhandel (Art. 182), so-

fern er die Straftat zum Zwecke 
der sexuellen Ausbeutung an 
einem minderjährigen Opfer be-
gangen hat;

b.	 sexuelle Handlungen mit Kindern 
(Art. 187), sexuelle Handlungen 
mit Abhängigen (Art. 188) oder 
sexuelle Handlungen mit Minder-
jährigen gegen Entgelt (Art. 196);
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c.	 sexueller Übergriff und sexuelle 
Nötigung (Art. 189), Vergewalti-
gung (Art. 190), Missbrauch einer 
urteilsunfähigen oder zum Wider-
stand unfähigen Person (Art. 
191), Ausnützung einer Notlage 
oder Abhängigkeit (Art. 193), 
Täuschung über den sexuellen 
Charakter einer Handlung (Art. 
193a), Exhibitionismus (Art. 194), 
Förderung der Prostitution (Art. 
195), unbefugtes Weiterleiten von 
nicht öffentlichen sexuellen Inhal-
ten (Art. 197a) oder sexuelle 
Belästigungen (Art. 198), sofern 
er die Straftat an oder vor einem 
minderjährigen Opfer begangen 
hat;

d.	 Pornografie (Art. 197):
1.	 nach Artikel 197 Absatz 1 

oder 3,
2.	 nach Artikel 197 Absatz 4 

oder 5, sofern die Gegenstän-
de oder Vorführungen sexuel-
le Handlungen mit Minderjäh-
rigen zum Inhalt hatten.

4 Wird jemand wegen einer der nach-
folgenden Straftaten zu einer Strafe 
verurteilt oder wird deswegen gegen 
ihn eine Massnahme nach den Arti-
keln 59–61, 63 oder 64 angeordnet, 
so verbietet ihm das Gericht lebens-
länglich jede berufliche und jede 
organisierte ausserberufliche Tätig-
keit, die einen regelmässigen Kontakt 
zu volljährigen, besonders schutzbe-
dürftigen Personen umfasst, sowie 
jede berufliche oder jede organisierte 
ausserberufliche Tätigkeit im Ge-
sundheitsbereich mit direktem Pati-
entenkontakt:
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a.	 Menschenhandel (Art. 182) zum 
Zwecke der sexuellen Ausbeu-
tung, sexueller Übergriff und 
sexuelle Nötigung (Art. 189), 
Vergewaltigung (Art. 190), Miss-
brauch einer urteilsunfähigen 
oder zum Widerstand unfähigen 
Person (Art. 191), Ausnützung 
einer Notlage oder Abhängigkeit 
(Art. 193), Täuschung über den 
sexuellen Charakter einer Hand-
lung (Art. 193a), Exhibitionismus 
(Art. 194), Förderung der Prostitu-
tion (Art. 195), unbefugtes Weiter-
leiten von nicht öffentlichen sexu-
ellen Inhalten (Art. 197a) oder 
sexuelle Belästigungen (Art. 198), 
sofern er die Straftat begangen 
hat an oder vor:
1.	 einem volljährigen, besonders 

schutzbedürftigen Opfer, oder
2.	 einem volljährigen nicht be-

sonders schutzbedürftigen 
Opfer, das zum Widerstand 
unfähig oder urteilsunfähig 
war oder sich aufgrund einer 
körperlichen oder psychischen 
Abhängigkeit nicht zu Wehr 
setzen konnte;

b.	 Pornografie (Art. 197 Abs. 2 ers-
ter Satz und Abs. 4 oder 5), so-
fern die Gegenstände oder Vor-
führungen zum Inhalt hatten:
1.	 sexuelle Handlungen mit 

volljährigen, besonders 
schutzbedürftigen Opfern, 
oder
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2.	 sexuelle Handlungen mit 
volljährigen, nicht besonders 
schutzbedürftigen Opfern, die 
zum Widerstand unfähig oder 
urteilsunfähig waren oder sich 
aufgrund einer körperlichen 
oder psychischen Abhängig-
keit nicht zur Wehr setzen 
konnten.

4bis Das Gericht kann in besonders 
leichten Fällen ausnahmsweise von 
der Anordnung eines Tätigkeitsverbo-
tes nach Absatz 3 oder 4 absehen, 
wenn ein solches Verbot nicht not-
wendig erscheint, um den Täter von 
der Begehung weiterer Straftaten 
abzuhalten, wie sie Anlass für das 
Verbot sind. Von der Anordnung 
eines Tätigkeitsverbotes darf jedoch 
nicht abgesehen werden, wenn der 
Täter:
a.	 verurteilt worden ist wegen Men-

schenhandel (Art. 182), sexueller 
Nötigung (Art. 189 Abs. 2 und 3), 
Vergewaltigung (Art. 190 Abs. 2 
und 3), Missbrauch einer urteilsu-
nfähigen oder zum Widerstand 
unfähigen Person (Art. 191) oder 
Förderung der Prostitution (Art. 
195); oder

b.	 gemäss den international aner-
kannten Klassifikationskriterien 
pädophil ist.
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Art. 187, 1. Titel und Randtitel
1. Gefährdung der ungestörten  
sexuellen Entwicklung von Kindern.  
Sexuelle Handlungen mit Kindern

5 Wird der Täter im selben Verfahren 
wegen mehrerer Straftaten zu einer 
Strafe verurteilt oder wird gegen ihn 
deswegen eine Massnahme ange-
ordnet, so legt das Gericht fest, wel-
cher Anteil der Strafe oder welche 
Massnahme auf eine Straftat entfällt, 
die ein Tätigkeitsverbot nach sich 
zieht. Dieser Strafanteil, die Mass-
nahme sowie die Straftat sind mass-
gebend dafür, ob ein Tätigkeitsverbot 
nach Absatz 1, 2, 2bis, 3 oder 4 ver-
hängt wird. Die Strafanteile für meh-
rere einschlägige Straftaten werden 
addiert. Es können mehrere Tätig-
keitsverbote verhängt werden.
6 Das Gericht kann für die Dauer der 
Verbote Bewährungshilfe anordnen.
7 ...

Art. 187
1. Sexuelle Handlungen mit Kindern

1. Wer mit einem Kind unter 16 Jah-
ren eine sexuelle Handlung vor-
nimmt,
es zu einer solchen Handlung verlei-
tet, oder
es in eine solche Handlung einbe-
zieht,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder Geldstrafe bestraft.
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1bis. Hat das Kind das 12. Altersjahr 
noch nicht vollendet und nimmt der 
Täter mit ihm eine sexuelle Handlung 
vor oder verleitet es zu einer solchen 
mit einer Drittperson oder einem Tier, 
so ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren.
2. Die Handlung ist nicht strafbar, 
wenn der Altersunterschied zwischen 
den Beteiligten nicht mehr als drei 
Jahre beträgt.
3. Hat der Täter zur Zeit der Tat oder 
der ersten Tathandlung das 20. Al-
tersjahr noch nicht zurückgelegt und 
liegen besondere Umstände vor, so 
kann die zuständige Behörde von der 
Strafverfolgung, der Überweisung an 
das Gericht oder der Bestrafung 
absehen.
4. Handelte der Täter in der irrigen 
Vorstellung, das Kind sei mindestens 
16 Jahre alt, hätte er jedoch bei 
pflichtgemässer Vorsicht den Irrtum 
vermeiden können, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe.
5. …
6. …
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Art. 187bis

Sexuelle Kommunikation mit Kindern
1 Wer zum Zweck der sexuellen Erre-
gung mit einem Kind unter 16 Jahren 
auf eine Weise kommuniziert, die 
geeignet ist, die ungestörte sexuelle 
Entwicklung des Kindes zu gefähr-
den, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder Geldstrafe bestraft.
2 Die Handlung ist nicht strafbar, 
wenn der Altersunterschied zwischen 
den Beteiligten nicht mehr als drei 
Jahre beträgt.
3 Hat der Täter zur Zeit der Tat oder 
der ersten Tathandlung das 20. Al-
tersjahr noch nicht zurückgelegt und 
liegen besondere Umstände vor, so 
kann die zuständige Behörde von der 
Strafverfolgung, der Überweisung an 
das Gericht oder der Bestrafung 
absehen.

II

1 Dieses Gesetz untersteht dem fa-
kultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkraft-
treten.


